
Neue Pläne für Radio L 
Der neue VR-Präsident Roman  
Banzer will Radio L mit neuen  
Magazinformaten aufwerten. 5

75 Jahre LIHK 
LIHK-Präsident Klaus Risch lässt die 
letzten 75 Jahre Revue passieren und 
wirft einen Blick nach vorne. WR
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Sapperlot 
Die Hypothekensuche ist so eine 
Sache. Gerechnet wird mit einem 
astronomisch hohen Zinssatz von  
4,5 Prozent, welcher in den letzten 
Jahren nicht annähernd einmal so 
einen hohen Wert erreichte. Jetzt steigt 
der Zinssatz zwar einmal wieder, aber 
dass er wirklich massiv steigt, scheint 
eher unwahrscheinlich. Nichts -
destotrotz wird an diesem hohen 
fiktiven Satz von 4,5 Prozent festgehal-
ten. Dies bedeutet für die potenziellen 
Kreditnehmer, dass sie neben 20 
Prozent Eigenkapital auch noch einen 
ziemlich hohen Lohn ausweisen 
müssen. Und wenn der Lohn noch 
stimmen würde, wird Frauen anschei-
nend immer wieder mal geraten, sie 
sollen doch lediglich mit 50 Prozent 
ihres Lohnes kalkulieren, da sie sowie-
so bald schwanger werden würden. 
Was soll das? Ein Vermieter kann ein 
junges Paar ja auch nicht ablehnen, 
weil sie Kinder bekommen könnten. 
Schliesslich sind die Hypothekarkosten 
auch mit 50 Prozent Lohn immer noch 
um einiges besser tragbar als unsere 
hohen Mietpreise. Mirjam Kaiser

heute mit

Verunsicherung im 
Hypothekarmarkt 
Die Hypothekarzinsen sind deutlich 
gestiegen. Franz Hilbe, Bereichsleiter 
Finanzierungen Liechtenstein bei der 
LGT Bank, empfiehlt Kreditnehmern, 
die ihre Immobilienfinanzierung eng 
kalkuliert haben, von kurzfristigen Hy-
potheken auf Festhypotheken umzu-
stellen. Durch die Hypothek weniger 
stark Belastete könnten durchaus spe-
kulativ im Geldmarkt bleiben. (red) 3

Wenig Kapazität  
bei Katastrophen 
Wie eine Interpellationsbeantwortung 
zeigt, ist Liechtenstein bei Katastro-
phen auf die Hilfe aus dem Ausland 
angewiesen. Auch wenn Liechtenstein 
für viele Fälle gut gewappnet ist, gilt es, 
die Präventionsmassnahmen konse-
quent weiterzuverfolgen. Als dringli-
che Massnahme wird die Sanierung 
der Rheindämme eingestuft. (red) 9

Baltenstaaten rufen in 
Ukraine-Krise zu  
Geschlossenheit auf 

Die baltischen Staaten Estland, Lett-
land und Litauen haben in der Ukrai-
ne-Krise und den Spannungen mit 
Russland zu Geschlossenheit aufge-
rufen. Bei einem Treffen mit Bundes-
kanzler Olaf Scholz (SPD) gestern in 
Berlin forderten die Spitzen der drei 
EU- und Nato-Länder zudem eine 
Stärkung der Nato-Ostflanke und 
eine stärkere Rolle Deutschlands bei 
der Lösung des Konflikts. «Es ist von 
entscheidender Bedeutung, dass wir 
die östliche Flanke der Nato stär -
ken», sagte der litauische Staatsprä-
sident Gitanas Nauseda. «Unser 
Bündnis muss in der Lage sein, rasch 
zu reagieren und entschlossen zu rea-
gieren in der Region.» Estlands Mi-
nisterpräsidentin Kaja Kallas rief EU 
und Nato zu «Geschlossenheit, Ent-
schlossenheit und strategischer Ge-
duld» auf. Jedes Zeichen der Unei-
nigkeit und mangelnder Entschlos-
senheit könnte ein falsches Signal an 
Russland senden, sagte sie. Lettlands 
Regierungschef Krisjanis Karins be-
tonte, die EU und Nato müssten «aus 
einer Position der Stärke heraus argu-
mentieren». Die Rolle Deutschlands 
sei dabei von «grundsätzlicher Be-
deutung». Es sei «sehr notwendig», 
dass Deutschland eine führende 
Rolle übernehme, um die Mitglied-
staaten der EU und Nato durch diese 
schwierigen Zeiten hindurchzufüh-
ren, sagte Karins. (dpa)  21

Baerbock sichert Israel 
Solidarität zu – Kampf 
gegen Antisemitismus 
Aussenministerin Annalena Baerbock 
hat bei ihrem Antrittsbesuch in Israel 
versichert, der jüdische Staat könne 
auch unter der neuen Bundesregierung 
auf Deutschlands Solidarität zählen. 
Bei einem Treffen mit ihrem israeli-
schen Amtskollegen Jair Lapid sagte sie 
gestern in Tel Aviv, die Vergangenheit 
sei «Auftrag für die Zukunft». Mit Blick 
auf den seit Jahren brachliegenden 
Friedensprozess Israels mit den Paläs-
tinensern betonte Baerbock, die Zwei-
Staaten-Lösung sei weiterhin «die bes-
te Option» für beide Seiten. Zum Aus-
bau von israelischen Siedlungen im 
Westjordanland sagte sie, dieser sei 
«schädlich» und mit internationalem 
Recht nicht vereinbar. Israels Aussen-
minister sprach von einem «langen 
und positiven Treffen». Die Freund-
schaft Deutschlands mit Israel basiere 
darauf, «dass wir die Vergangenheit 
nicht verleugnen». Zum Thema Iran 
sagte er, das Atomprogramm Teherans 
gefährde nicht nur Israel, sondern die 
ganze Welt. Er kritisierte zudem scharf 
den Gebrauch des Wortes Apartheid 
im jüngsten Bericht der Menschen-
rechtsorganisation Amnesty zu Israels 
Umgang mit den Palästinensern.(dpa)  

Letzte Liechtensteiner Olympia-Auftritte in Peking

Langläuferin Nina Riedener und Skifahrer Marco Pfiffner absolvierten gestern 
beide ihre letzten Olympia-Rennen in Peking. Nina Riedener klassierte sich im 
Rennen über 10 Kilometer klassisch auf Rang 69 und Marco Pfiffner fuhr in der 
alpinen Kombination auf den starken elften Schlussrang. 14, 15 Bild: Keystone

Lautere Rufe nach einer 
Telecom-Privatisierung 
Es kommt Bewegung in die Debatte zur Privatisierung der Telecom und der Post. 

Dorothea Alber 
 
Eigentlich hätte Liechtenstein im euro-
päischen Vergleich eine einmalige 
Ausgangslage. «Die Liberalisierung ist 
vollzogen, der Markt spielt, und nun 
sollte der Staat noch den letzten kon-
sequenten Schritt der Privatisierung 
machen», sagt Doris Quaderer als Pro-
jektleiterin der Stiftung Zukunft.li. Die 
Denkfabrik hat im vergangenen Jahr 
eine Studie veröffentlicht, in der die 
Autoren kaum einen Zweifel offenlies-
sen und sich schon damals für diesen 
Weg aussprachen.  

Erbprinz Alois von und zu Liech-
tenstein äussert sich auf Anfrage eben-
falls in diese Richtung: Ganz allgemein 
betrachtet sei der Staat meist ein 
schlechter Unternehmer. Heute sei der 
Bereich der Post und der Telecom in 
Europa weitgehend privatisiert, was 

teilweise erst auch die grossen Fort-
schritte bei der Telefonie in den letzten 
30 Jahren ermöglicht habe. «Daher 
halte ich es jedenfalls für sinnvoll, auch 
bei uns eine Privatisierung der Tele-
com Liechtenstein näher zu prüfen», 

sagt der Erbprinz konkret auf den Fall 
der Telecom Liechtenstein gemünzt.  

Ist die Telecom reif für eine  
Privatisierung? 
Mit einer Interpellation der FBP steht 
das Thema Privatisierung der Telecom 
und der Post demnächst auch im Land-
tag zur Debatte. Aus gutem Grund: 
Abenteuer von Staatsbetrieben sind 
mit Risiken verbunden, wie auch 
Liechtenstein schon erlebt hat. Die Fra-
ge drängt sich daher auf: Droht durch 
den Druck, wirtschaftlich erfolgreich 
zu sein und schwarze Zahlen zu schrei-
ben, ein Risiko? «Ja. Dies kann das Ri-
siko bei Staatsbetrieben noch zu sätz -
lich erhöhen», sagt der Erbprinz weiter. 
Für viele in Liechtenstein ist längst klar: 
Gehen neue Geschäftsmodelle schief, 
muss wieder die Allgemeinheit in die 
Bresche springen. 7

«Es ist sinnvoll, 
die Privatisierung 
der Telecom  
näher zu prüfen.»

Erbprinz Alois von und zu  
Liechtenstein 
 



Telecom privatisieren – der einzige Weg? 
Eine Interpellation macht die Privatisierung der Telecom wohl bereits im März-Landtag zum Thema. Es gibt Gründe, die dafür sprechen.  

Dorothea Alber 
 
Mit einer Interpellation der FBP 
seht das Thema Privatisierung 
der Telecom und der Post im 
Landtag zur Debatte. In einer 
Studie aus dem vergangenen 
Jahr zum Thema Service public 
gab die Stiftung Zukunft.li be-
reits die Empfehlung ab, dass 
sich der Staat als Dienstleister 
aus dem Telekommunikations-
markt zurückziehen sollte. Sie 
ist in ihrer Studie zum Schluss 
gekommen: Der Staat habe 
sehr gute Voraussetzungen für 
Wettbewerb geschaffen. Zum 
einen hat er den Telekommuni-
kationsmarkt liberalisiert, zum 
anderen hat auch die technolo-
gische Entwicklung viel dazu 
beigetragen, dass verschiedene 
Anbieter in Liechtenstein ver-
treten sind. «Aus unserer Sicht 
ist es daher an der Zeit, dass 
sich der Staat zurückzieht. Das 
wäre der nächste logische 
Schritt», sagt Doris Quaderer, 
Projektverantwortliche der Stif-
tung. 

Basis für Privatisierung 
sei vorhanden 
Liechtenstein hat heute im  
europäischen Vergleich eine 
einmalige Ausgangslage: Das 
bodengebundene Telekommu-
nikationsnetz gehört den Liech-
tensteinischen Kraftwerken 
(LKW). In den Augen der Stif-
tung Zukunft.li war es eine gute 
Entscheidung, diese kriti sche 
Infrastruktur in staatlichen 
Händen zu belassen. So haben 
alle Anbieter zu regulierten 
Preisen Zugang zum Netz und 
damit die gleichen Vorausset-
zungen. Das hat den Wettbe-
werb befruchtet. Wer sich an 
Glasfaser anschliessen lässt, 
hat die Wahl zwischen acht  
Anbietern, die sich mit innova-

tiven und preisgünstigen Ange-
boten übertrumpfen wollen. 
Ganz zur Freude der Konsu-
menten. «Die Telecom hat ihr 
Alleinstellungsmerkmal verlo-
ren, sie ist nur noch eine Anbie-
terin unter vielen.» Ist der Staat 
also kein guter Unternehmer? 
«So ist es», sagt Quaderer.  

Die Zwickmühle: Das Fest-
netzgeschäft der Telecom 
bricht vermehrt weg, doch an-
gesichts der Konkurrenz im 
Mobilfunk und Glasfaser wird 
es künftig aufgrund der Betei-
ligungsstrategie schwierig, 
schwarze Zahlen zu schreiben. 
«Die Vorgaben der Beteili-

gungsstrategie erinnern an 
eine eierlegende Wollmilch-
sau», sagt Quaderer weiter. 
Darin steht, dass die Telecom 
gewinnorientiert zu führen ist, 
sie soll dem Staat also mög-
lichst eine Dividende aus-
schütten. Gleichzeitig sind 
neue Geschäftsfelder im Aus-
land nicht gern gesehen, und 
sie muss ethisch und sozial 
verantwortlich handeln. Wel-
che Optionen hat das Unter-
nehmen, wenn durch den 
technologischen Wandel und 
den härter gewordenen Wett-
bewerb das Kerngeschäft weg-
bricht? «Dieses Korsett ist eine 

echte Herausforderung», be-
tont Quaderer.  

Die Allgemeinheit trägt  
das Risiko 
Staatsbetriebe werden so förm-
lich dazu gedrängt neue Er-
tragsquellen zu erschliessen – 
und das hat seine Schattensei-
ten. Das ist aus zwei Gründen 
problematisch: Einerseits trägt 
der Staat das unternehmerische 
Risiko, andererseits dringen öf-
fentliche Unternehmen damit 
immer weiter in privatwirt-
schaftliche Märkte vor, was den 
Wettbewerb verzerrt. «Hier 
steht ganz klar die Politik in der 

Verantwortung, denn sie gibt 
die strategische Stossrichtung 
vor», sagt Doris Quaderer.  
Wenn etwas schiefläuft, sind 
das Kosten, welche die Allge-
meinheit tragen muss. «Und 
das haben wir in der Vergan-
genheit bereits erlebt, als es bei 
der Post oder Telecom zu Ab-
schreibungen kam, die am 
Schluss der Steuerzahler zu tra-
gen hatte», sagt die Projektlei-
terin weiter. Es müsse daher si-
cher das Ziel sein, die Risiken 
zu minimieren, damit es erst 
gar nicht so weit kommt. Und 
dazu gehöre eben auch, dass 
der Staat nicht als Anbieter auf-
tritt, wo der Wettbewerb spielt. 

Braucht ein Land eine  
staatliche Telecom? 
Gemäss Quaderer ist es zwar 
auf jeden Fall sinnvoll, system-
relevante Infrastruktur, also  
das Telekommunikationsnetz, 
in staatlicher Hand zu behalten. 
Doch das Endkundengeschäft 
sei etwas anderes. Ausserdem 
verliere der Staat seine Ein-
flussmöglichkeit nicht, auch 
wenn er selbst nicht unterneh-
merisch tätig ist. Der Staat kön-
ne durch Verträge mit privaten 
Unternehmen die Versorgungs-
sicherheit gewährleisten, wie 
das zum Beispiel auch beim öf-
fentlichen Verkehr hierzulande 
der Fall ist. Auch da betreibt der 
Staat die Buslinien nicht selbst, 
sondern er schreibt den Auftrag 
alle zehn Jahre aus. Im Tele-
kommunikationsbereich sei das 
nicht anders, dort ist Liechten-
stein gemäss Quaderer sogar 
durch eine EWR-Richtlinie zur 
Ausschreibung eines Universal-
dienstauftrages verpflichtet.  

Das Problem: Irgendwann 
ist das Eigenkapital aufge-
braucht, wenn Staatsbetriebe 
wie die Telecom in den nächs-

ten Jahren rote Zahlen schrei-
ben und der Staat in die Bresche 
springen muss.  

Ist ein politischer Entscheid 
unausweichlich? 
Wie lange wird es aber dauern, 
bis ein politischer Entscheid 
getroffen werden muss? «Eine 
Privatisierung braucht Zeit, 
daher sollte die Politik begin-
nen, mögliche Szenarien zu 
prüfen. Es ist ziemlich unbe-
stritten, dass Anpassungen nö-
tig sind, denn sonst laufen so-
wohl die Telecom als auch die 
Post Gefahr, in Schwierigkei-
ten zu geraten», sagt Quade-
rer. Ein Veränderungsprozess 
wurde bereits angestossen, in 
dem der Staat den Telekom-
munikationsmarkt liberalisiert 
hat. Die Politik könne nicht die 
Spielregeln grundlegend än-
dern und sich dann nicht mehr 
weiterbewegen. «Die Libera -
lisierung ist vollzogen, der 
Markt spielt, und nun sollte 
der Staat noch den letzten kon-
sequenten Schritt machen», 
sagt Quaderer. 

Blühende Geschäfte? 2022 soll eines der schwierigsten Jahre für die Telecom werden. Bild: Archiv

Nachgefragt 

«Es ist sinnvoll, die Privatisierung der Telecom näher zu prüfen» 
Durchlaucht, wie stehen Sie 
allgemein zur Privatisierung 
von Staatsbetrieben im Land? 
Erbprinz Alois von und zu Liech-
tenstein: Der Staat ist meist ein 
schlechter Unternehmer. Bei 
Staatsbetrieben werden Perso-
nal- und Sachentscheidungen 
häufig zum Politikum. Dies 
führt dann dazu, dass nicht  
die betriebswirtschaftlich bes-
ten Entscheidungen gefällt 
werden, sondern jene, die gera-
de politisch opportuner sind. 
Daher sollen grundsätzlich all 
jene Staatsbetriebe privatisiert 
werden, bei denen die Leis-
tungserbringung genauso gut 
durch eine private Trägerschaft 
möglich ist. 

Sollte die Regierung die 
Privatisierung von Staats -
betrieben stärker prüfen 
bzw. wäre hier Mut gefragt? 
Die Regierung sollte in regel-
mässigen Abständen die Priva-
tisierung von Staatsbetrieben 
prüfen, weil sich aufgrund von 

technologischen, gesellschaftli-
chen und anderen Entwicklun-
gen die Rahmenbedingungen 
über die Zeit ändern. Wo früher 
eine Privatisierung vielleicht 
unmöglich war, kann sie heute 
sinnvoll sein. Eine Privatisie-
rung ist mit erheblichem Auf-
wand verbunden, sie benötigt 
vor allem auch viel Kommuni-
kationsarbeit. Zumindest auf 
die kurze Frist sind die politi-
schen Vorteile im Vergleich zu 
den politischen Risiken hinge-
gen oft gering. Daher ist bei ei-
ner Privatisierung viel politi-
scher Mut gefragt. 

Post und Telecom: Erachten 
Sie gerade für diese beiden 
Unternehmen eine Privati-
sierung als sinnvoll? 
Ich habe mich zu wenig im De-
tail mit diesen beiden Unter-
nehmen auseinandergesetzt, 
um Ihnen diese Frage ab-
schliessend beantworten zu 
können. Sowohl der Bereich 
Post als auch der Bereich Tele-

com war aber in den letzten 
Jahrzehnten durch grosse tech-
nologische und gesellschaftli-
che Entwicklungen geprägt. So 
war z. B. der Bereich Telecom in 
Europa Anfang der Neunziger-
jahre noch vorwiegend in der 
Hand von Staatsbetrieben. 
Heute ist dieser Bereich in Eu-
ropa weitgehend privatisiert, 
was teilweise erst auch die gros-
sen Fortschritte bei der Telefo-
nie in den letzten 30 Jahren er-
möglicht haben. Daher halte 
ich es jedenfalls für sinnvoll, 
auch bei uns eine Privatisierung 
der Telecom Liechtenstein nä-
her zu prüfen. 

Was spricht in Ihren Augen 
für eine Privatisierung der 
Telecom und anderer Staats-
betriebe?  
Für eine Privatisierung der 
Staatsbetriebe spricht erstens 
deren Entpolitisierung. Dies 
verbessert nicht nur die vorher 
beschriebene Entscheidungs-
findung bei den Unternehmen, 

sondern entlastet auch die Poli-
tik von den regelmässigen Kon-
troversen mit den Staatsbetrie-
ben. So stellt sich bei einem pri-
vaten Unternehmen nicht die 
Frage, ob jemand aufgrund sei-
ner fachlichen Qualifikationen 
oder parteipolitischen Verbin-
dungen ins Amt gelangt ist. 
Zweitens können sich Staatsbe-
triebe teilweise schwerer tun, 
gutes Personal einzustellen. Ei-
nerseits werden Interessenten 
davor zurückschrecken, wenn 
sie zum Politikum werden 
könnten, und andererseits sind 
bei Staatsbetrieben aufgrund 
der politischen Rahmenbedin-
gungen die Spielräume für das 
Gehaltsgefüge und die sonsti-
gen Gestaltungsspielräume für 
die Weiterentwicklung des Un-
ternehmens oft weniger attrak-
tiv. Drittens ist ein Staatsbetrieb 
auch immer ein gewisses Risiko 
für den Staatshaushalt. Als 
Haupteigentümer sieht sich der 
Staat meist gezwungen, bei 
wirtschaftlichen Problemen 

das Unternehmen zu oft erheb-
lichen Kosten aufzufangen. 

Gibt es für Sie Gründe,  
selbst als Dienstleister zur 
Absicherung der Grundver-
sorgung aktiv zu sein?  
Es gibt durchaus Situationen, 
wo eine Privatisierung kaum 
nützt bzw. auch nachteilig sein 
könnte. So ist es z. B. denkbar, 
dass sich keine privaten Unter-
nehmen für den Markt des 
Staatsbetriebes interessieren 

oder diese nur zu einem unver-
hältnismässig grossen Aufwand 
für eine dann auch oft noch eher 
widerwillige und schlechte Ab-
deckung des Service public ge-
wonnen werden können. 

Erachten Sie es als nötig, die 
gesetzlichen Rahmenbedin-
gungen zu prüfen und anzu-
passen, um Investitionshür-
den abzubauen und die 
Staatsbetriebe – wie die 
Telecom – für Käufer attrak-
tiv zu machen? 
Die gesetzlichen Rahmenbe-
dingungen wären im Hinblick 
auf Privatisierungen jedenfalls 
zu prüfen und gegebenenfalls 
anzupassen. Ob dies nötig ist, 
um Staatsbetriebe für Käufer 
attraktiver zu machen, kann ich 
nicht beurteilen. Für einen pri-
vatisierten Bereich wird es je-
doch zum Teil eine andere Re-
gulierung benötigen, als wenn 
dieser Bereich nur durch einen 
einzigen Staatsbetrieb abge-
deckt wird. (dal)

 

Erbprinz Alois von und zu Liech-
tenstein Bild: Archiv

«Nun sollte der  
Staat auch noch  
den letzten  
konsequenten  
Schritt machen.» 

Doris Quaderer 
Projektleiterin  
Stiftung Zukunft.li 
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